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"Over the longer term only parties based on an ideolgogy have succeeded in establishing themselves." 

Klaus von Beyme

Einleitung

Um die Frage nach dem ideologischen Wandel der Schweizerischen Parteien geht es in diesem Paper.  Zuerst werden kurz die Instrumente zur Untersuchung der parteilichen Positionen vorgestellt um nach einigen Überlegungen über verschiedene Standpunkte zur Ideologie im allgemeinen, und bei den ältesten Schweizerischen Parteien im besonderen schliesslich die Ideologien innerhalb der Parteien im Laufe der Zeit anhand ihrer Parteiprogramme und Forderungen zu vergleichen. Als Beispiele dienen dazu die SP und die FdP des Kantons Solothurn. Ob und auf welche Weise sich die Programe von ihrer ursprünglichen Ideologie abwenden oder verändern soll anhand dieser Beispiele veranschaulicht werden. Auch wird auf die veränderten Parteieinflüsse auf Stammwähler und die Wichtigkeit einer Ideologie zum Überleben einer Partei eingegangen.

Ob die Aussage von Klaus von Beyme auch heute noch zutrifft, ist nicht umunstritten. Verschiedene Autoren sprechen von einem Ende der Ideologien und einer etwaigen Entwicklung der Parteien hin zu Volksparteien, welche ihre Wähler durch ihre jeweiligen Positionen zu Sachfragen nur kurzfristig zu binden vermögen. Ob sich diese Entwicklung anhand der Programme und Zeitungen der Parteien zeigt wird am Schluss beschrieben. 

Die Links-rechts-Skala

Um die Ideologie einer Partei zu untersuchen bedient man sich oft der Links-rechts-Skala. Gerade in westeuropäischen Ländern wird diese Skala immer wieder benutzt um die unterschiedlichen Positionen in verschiedenen Belangen einzuordnen, und die Ideologien auf den kleinsten gemeinsamen Nenner zu bringen (Brändle,1999). Anhand der allgemeinen Positionierung auf der links-rechts-Skala lassen sich auch Schlüsse in bezug auf spezifische Themen ziehen (Fuchs, Klingemann 1990). Es gibt zwar verschiedene Versionen der Links-rechts-Skala aber das Grundprinzip ist bei allen gleich: Auf einer Achse die von links nach rechts verschiedene Abstufungen hat, kann man anhand von Sachfragen oder anhand von Überzeugungen positioniert werden. Die Links-rechts-Skala dient laut Fuchs und Klingemann vor allem dazu, die Kommunikation im politischen System zu erleichtern und die Orientierung nicht zu verlieren.

Die Links-rechts-Skala ist gewiss nicht unumstritten. Oft wird behauptet, dass sich die verschiedenen komplexen Themen der Politik nicht einfach auf eine einzige Dimension reduzieren lassen. Auch durch das Buch "beyond left and right" von Anthony Giddens drängen sich einige Zweifel an der Tauglichkeit der Links-rechts-Skala auf. Allerdings halten nach wie vor sehr viele Politikwissenschaftler an der Links-rechts-Skala fest. So ist zum Beispiel Linder der Meinung, dass sich auch heute noch in der Links-rechts-Positionierung die grossen Unterschiede der Ideologien und konkreten Einstellungen erkennen lassen.

Der ideologische Standort

Der Standort einer Partei wird zum einen durch das Gefüge und die Organisation ihrer Mitglieder, zum anderen durch ihre ideologische Orientierung bestimmt (Gruner 1977). Diese Faktoren werden durch den geschichtlichen Hintergrund der Partei und auch durch die Personen welche die Partei geschaffen oder geprägt haben beeinflusst. Wesentlich ist auch in wie fern sich die Weltanschauungen der Gründungszeit verallgemeinern und aktualisieren lassen, und für welche soziale Schicht Anliegen formuliert werden sollen. Diese vier Elemente, das historische, das persönliche, das weltanschauliche und das sozialstrukturelle Element bestimmen je nach Gewichtung des einzelnen Elements den genauen Standort der Partei (Gruner 1977).

Der ideologische Standort einer Partei kann sich für diese als Falle erweisen: In Umbruchszeiten sind alle Parteien damit konfrontiert, dass sie ihre Zielsetzungen dem Zeitgeist anpassen und verändern müssen. Die Parteien tun also gut daran eine wandlungsfähige und aktualisierbare Position zu wählen, die weder an Zeit, noch an strikte soziale Strukturen gebunden ist. Der Handlungsspielraum einer Partei ist um so grösser, je weniger er durch die Ideologie beschnitten wird. Streitigkeiten sind um so eher zu schlichten, je leichter es ist einen Kompromiss auszuhandeln und je weniger sie ideologisch belastet sind. Im Hinblick auf die Anwendung politischer Mittel ist also eine  allgemein formulierte Ideologie vorzuziehen. Allerdings besteht die Schwierigkeit darin, die Balance zwischen Ideologie und Kompromiss zu finden, so dass die Anhänger zufriedengestellt werden können.      

Das Ende der Ideologien

Der Begriff Ideologie bezeichnet nach dem Lexikon "weltanschauliche Konzeptionen, die zur Erreichung gesellschaftlicher, politischer Ziele absolut gestezt werden." Aufgrund der Veränderungen in der Welt kann es durchaus sein, dass die Weltanschauungen aus früherer Zeit nicht mehr zu der heutigen, gewandelten Welt passen. Bereits in den späten 50er Jahren wurden Stimmen über Krisen der Parteien und einem Ende der Ideologien laut. Weil sich in dieser Zeit auch der Mittelstand über einen gewissen Luxus erfreuen konnte, ging man davon aus, dass dadurch die Parteien ihre Basis verlieren, und sich einander angleichen würden. Zwischen den zu Volksparteien gewordenen Parteien würden in Zukunft nur noch punktuelle Unterschiede bestehen, so argumentierten diejenigen die an das Ende der Ideologien glaubten. Die 68er Bewegungen und schliesslich das Ende des kalten Krieges brachten weitere Zweifel an der Brauchbarkeit der althergebrachten Ideologien. Die Theorie, dass die Parteien lediglich sachpolitisch und kaum noch ideologisch entscheiden würden, fand grossen Wiederhall. Auch die Entstehung neuer Ideologien scheint diese Theorien zu bestätigen.     
Die drei grossen ideologischen Stömungen des 19 Jahrhunderts und ihre Parteien in der Schweiz

Die drei grossen ideologischen Strömungen des 19 Jahrhunderts sind der Sozialismus, der Liberalismus und der Konservatismus. An diesen Ideologien orientieren sich die ältesten Schweizer Parteien, die SP, die FDP und die CVP bis heute (Linder1999).

Die SP

Die Schweizerische SP wurde im Jahr 1888 als politische Interesseenvertreterin für die Arbeiterschaft gegründet. Die SP wurde in ihrer Gründungszeit kaum vom internationalen Sozialismus beeinflusst und gab sich betont nicht-klassenkämpferisch (Ladner1999). Wegen der grossen Depression wird das Parteiprogramm um 1904 durch ein marxistisches Programm ersetzt. In der Folgezeit gab es in der Partei aber immer wieder Auseinandersetzungen zwischen dem linksliberalen, dem revolutionär-marxistischen und dem sozial-religiösen Flügel. Der revolutionär-marxistische Flügel der SP trennte sich 1921 von der Mutterpartei und gründete die kommunistische Partei der Schweiz.

Forderungen nach der Diktatur des Proletariats und einer sozialistischen Gesellschaft finden wir in den Parteiprogrammen der SP um die 20er Jahre. Arbeiterschutz und Sozialpolitik nehmen damals wie heute einen zentralen Platz unter den Forderungen und Zielen der SP ein.  
Die FDP

Erst durch die Auseinanderstzung mit der erstarkten landesweiten Arbeiterbewegung schlossen sich im Jahre 1894 die Kantonalparteien zu der Schweizerischen FDP zusammen. In ihren Ursprüngen geht die FDP allerdings bis zu den liberalen Gründervätern des Bundesstaates von 1848 (Linder 1999). Die FDP galt in dieser Zeit als Trägerin des industriellen Fortschritts. Die protestantisch geprägte Partei wehrt sich gegen die katholische Auffassung der gottgegebenen Herrschaftsordnung und betont die persönlichen Freiheitsrechte. Die FDP galt lange als Kader- und Elitepartei die ihre Mitglieder aus der Unternehmerschicht rekrutierte.

Langsam und stetig hat sich die FDP verändert. Die Forderungen nach Freiheit des einzelnen und dem freien Markt wurden mit der Zeit mit einer sozial gerechtfertigten Freiheitsbeschränkung verknüpft (Gruner 1977). So gelang es der FDP sich über ihre traditionellen Stammwähler hinaus zu entwickeln und eine breit abgestützte Volkspartei zu werden. 

Die CVP

Unter dem Namen "Konservative Volkspartei" wurde die CVP im Jahre 1912 gegründet. Die CVP ging aus der Katholisch-Konservativen Opposition gegen den Bundesstaat von 1848 hervor. Die katholischen Arbeitnehmer wurden durch die christlich sozialen Parteien integriert (Linder 1999). Ideologisch orientierte sich die CVP an der christlichen Weltanschauung und auch an den wichtigsten Werten der christlichen Soziallehre, nämlich der Solidarität und der Subsidiarität (Gruner 1977). In den 70er Jahren orientierte sich die CVP neu und bekannte sich zur dynamischen Mitte. Dies auch aufgund ihrer breit gefächerten Wählerschaft die sie zu einem Interessenausgleich zwingt (Straumann 1987). Trotz dem Abschied von der konservativen Orientierung und der Neuausrichtung zur Dynamik veränderte sich die Partei kaum.

Familie und die Christlichen Grundsätze der Politik stehen heute für die CVP im Zentrum. Sie versteht ihre Aufgabe nach einem christlichen Verständnis von der Würde des Menschen und seiner Umwelt. Die CVP besitzt von allen Parteien diejenige Ideologie die sich am wenigsten auf aktuelle Ereignisse und Zeitgeist anpassen kann. 

Die Sozialdemokratische Partei des Kantons Solothurn

Aus dem Jahre 1921 stammt die zweite, aktualisierte Ausgabe des "Handbuch für sozialdemokratische Arbeiterpolitiker des Kantons Solothurn". Der Zweck des Buches ist die "Befähigung des Arbeiterpolitikers in den kantonalen und kommunalen Behörden zum Wohle der arbeitenden Bevölkerung und im Interesse des Fortschritts sozialistisch zu wirken." Neben einem ausführlichen Aufsatz über die sozialistische Internationale und der Erklärung Hauptpunkte des Parteiprogramms der SP Schweiz finden sich auch sehr konkrete Zielsetzungen für die Politik im eigenen Kanton. So werden im Kapitel über Arbeiterschutz und Sozialpolitik einige Änderungen verlangt. Hauptanliegen sind hier die Einhaltung der bereits bestehenden Arbeiterschutzgesetze und deren Kontrolle durch die Polizei. Schon 1921 setzte sich die SP für eine Gleichberechtigung bei typischen Frauenberufen ein. Die Reduktion der Arbeitszeit und die Kompensation der Sonntagsarbeit bei Kellnerin ist ein weiteres Postulat. 

Die Arbeitslosenversicherung wird ausdrücklich gefordert. Adolf Lienhart plädiert dafür, "dass die Allgemeinheit resp. der Staat die Pflicht habe, dem Arbeiter, der infolge der Krisen die durch das privatkapitalistische Wirtschaftssystem immer wieder hervorgerufen werden, in Zeiten der Arbeitslosigkeit zur Seite stehe..." Mit Nachdruck verweist der Autor darauf, dass diese Versicherung gerechtfertigt ist und betont, dass es der Arbeiter ist der die Wirtschaft am Leben erhält und dass diese nur die Gewinne einheimse!

In der Bildung soll die Chancengleichheit gewährleistet sein. Aufgrund der entscheidenden Wichtigkeit von Bildung für den sozialen Aufstieg ist es für die SP erforderlich dass den Besitzlosen die selben Bildungsmöglichkeiten offenstehen wie den Besitzenden.     

Im Kapitel über den Finanzhaushalt des Kantons wird die Forderung nach einer Vermehrung der Staatseinnahmen, vor allem durch direkte Besteuerung, gestellt. Nur auf diese Weise könnten die sozialen Probleme zu einer Lösung kommen.

Heute ist die SP die zweitgrösste Partei im Kanton und hält einen Sitz in der Regierung. Ein modernes Handbuch gibt es zwar nicht mehr, aber die Ziele der Partei lassen sich in der Broschüre " Ziele und Programm für die Legislatur 2001-2005 nachschlagen. An erster Stelle steht darin die Bildung als wichtigste Kernaufgabe des Kantons. Der solle die nötigen personellen und finanziellen Mittel zur Verfügung stellen um allen das Erreichen der Bildungsziele zu ermöglichen. Insbesondere wehrt sich die SP gegen weitere Sparmassnahmen in dem Zusatzangebot. Der Kanton soll auch weiterhin die Verantwortung für den musisch-handwerklichen Unterricht tragen. 

Im Bereich der sozialen Sicherheit lautet das Ziel, die Armutsfallen prävehtiv zu umgehen und den Betroffenen Hilfe zur Selbsthilfe zu bieten. Die Familie soll kein Armutsrisko darstellen. Deshalb wird die Anerkennung und die Unterstützung der Leistungen der Familie angestrebt.

In dem finanziell arg gebeutelten Kanton stellt die Sanierung des Staatshaushaltes für alle Parteien ein wichtiges Problem dar. Die SP spricht sichgegen Steuergeschenke an Gutverdienende und für eine Beibehaltung des sozialen Charakters der Steuerpolitik aus. Um einen weiteren sozialen Abbau zu verhindern schliesst die Partei eine Steuererhöhung nicht aus. 

Neu sind im modernen Programm gegenüber dem Handbuch von 1921 noch die Kapitel über Rassismus und Gewalt, und über die Umwelt und den öffentlichen Verkehr hinzugekommen.

Der Solothurner Freisinn

Im Jahre 1908 fanden Wahlen zum eidgenössischen und zum kantonalen Parlament statt. Aus diesem Anlass verfasste der spätere freisinnige Nationalrat Adrian von arx die Broschüre "zuhanden des freisinnigen und demokratischen Volkes". Nachdem der Autor zuerst einen Blick auf die Herkunft des Liberalismus geworfen hatte, setzte er sich kurz mit dem Konservativismus und dem Sozialismus auseinander. Die Liberalen wollten nicht im Mittelalter steckenbleiben und suchen, im Gegensatz zu den Konservativen, so von Arx, das Heil in der Bildung des Volkes und der Pflege der Wissenschaften. Dem Sozialismus hält er entgegen, dass auch die freisinnigen ein Anliegen für das Soziale hätten, dieses aber schiedsgerichtlich in Partnerschaft zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber regeln wollen. 

Im kantonalen Parteiprogramm von 1908 liest man dass die Freisinnig-demokratische Partei des Kantons Solothurn eine Partei der wirtschaftlichen und sozialen Reform ist, welche eine friedliche Ausgleichung der sozialen Gegensätze anstrebt, und welche jegliche Bestrebungen bekämpft, die auf eine Verschärfung der Klassengegensätze gerichtet sind. Der Hauptteil der Broschüre bestand aber aus 20 mehrheitlich sozialpolitischen Forderungen welche von den Jungfreisinnigen gestellt wurden. Es waren diese zum Beispiel:

- die Einführung einer kantonalen Alters- und Invalidenversicherung

- die Förderung des Altersasyls und der unentgeltlichen Beerdigung

- die Errichtung von Einigungsämtern für Arbeiter und Arbeitgeber

- Unentgeltliche Lehrmittel für Bezirksschüler, Stipendien für den Besuch höherer Schulen

- die Errichtung einer landwirtschaftlichen Winterschule

Bei den Wahlen 1908 erlitten die Freisinnigen im Parlament Verluste auf Kosten der SP. Um diesem Trend entgegenzuwiken suchten die Freisinnigen "den Fortschritt in Verbindung mit der Arbeiterschaft". Danach bildete sich mit dem freien Arbeiterverband im Kanton Solothurn eine sogenannte gelbe Gewerkschaft. Auf diese Weise gelang es der FdP viele Arbeitnehmer in den eigenen Reihen zu behalten.

Auch nach den Wahlen von 2001 bleibt die FdP die stärkste Partei im Kanton Solothurn. Mit dem Slogan "Politik für alle Schichten" und entsprechenden Kandidaten wurde der prophezeite Einbruch auf Kosten der neu gegründeten SVP verhindert. In der aktuellen Ausgabe der Parteizeitung "solothurner Freisinn" bezeichnet der amtierende Präsident Ruedi Nützi seine Partei als eine Volkspartei die nicht nur die Interessen der Wirtschaft sondern auch die Interessen der Arbeitnehmer und der Landwirtschaft vertritt. Den Wahlerfolg führt er auf die Sachpolitik seiner Partei zurück, die ein klares Profil erkennen lasse.

Das aktuelle Programm ist nicht sehr umfangreich, enthält aber trotzdem die wichtigsten Leitlinien für die freisinnige Politik in den nächsten Jahren.

Die FdP fordert, dass die Bildung vermehrt den Dialog mit der Wirtschaft suchen sollte um das Lernen in der Schule auf Leben und Beruf auszurichten. Die Leistungsbereitschaft soll mit einer stetigen Überprüfung der Lernziele gesteigert werden. 

Im Bereich der Staatsfinanzen spricht sich die FdP dafür aus, für die hohen Einkommen einen günstigeren Tarif anzusetzen um eine zusätzliche Ansiedlung von Personen mit hohem Einkommen zu erreichen. Auch die Steuerattraktivität für juristische Personen soll verbessert werden. Eine Steuererhöhung kommt für die FdP nicht in Frage. Sie will eine ausgabenseitige Sanierung der Kantonsfinanzen.

Schlussfolgerungen

Von einem Ende der Ideologien kann anhand der Vergleiche der Parteiprogramme nicht die Rede sein. Zwar sind die Parteien im Laufe der Jahre mit ihren Forderungen und auch ihrer Ausdrucksweise gemässigter geworden, die Profile und Herkunften ihrer Überzeugungen sind aber auch heute noch deutlich zu erkennen. Gemässigter sind die Forderungen nicht, weil sich die Parteien in ihrem Grundwesen geändert hätten, sondern weil viele der Forderungen die in den 20er noch Jahren als revolutionär und radikal erschienen, bis heute durchgestezt worden sind. Andere Forderungen haben sich aber seit über 80 Jahren in den Parteiprogrammen gehalten. Ein  Beispiel dazu ist zum Beispiel die Steuerpolitik der beiden Parteien. Während sich die FdP damals wie heute gegen Steuererhöhungen wehrt und die höheren Einkommen gern etwas entlasten würde, ist für die SP bereits in den 20er Jahren eine Steuererhöhung zur Erreichung ihrer sozialen Ziele notwendig. Auch wenn in den Zielen der SP für die jetzige Legislatur das Wort Steuererhöhung nicht erwähnt wird, haben doch verschiedene Exponenten betont, dass sie eine ausgabenseitige Sanierung der Kantonsfinanzen nicht für gut befinden.

Die FdP hat sich bereits im Jahr 1908 soweit geöffnet als dass sie eine Volkspartei werden konnte. Mit den sozialen Forderungen die vor allem von den Jungfreisinnigen gestellt worden sind, betonte sie bereits damals ihre soziale Ader. Da die SVP im Kanton Solothurn erst in den späten 90er Jahren gegründet wurde, vertritt die FdP bis heute die Interessen der Bauern im Kanton und konnte so die Bauernschaft nachhaltig binden.     

Die Gegensätze zwischen den beiden Parteien sind zwar geringer geworden doch ihre ideologischen Orientierungen sind nach wie vor gut zu erkennen und sind entscheidend bei dem Kampf um die Wählerstimmen.         
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